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SCHLESWIG-HOLSTEIN

LANDESJOURNAL
25. Ordentlicher GdP-Bundeskongress in Berlin

Die schleswig-holsteinische Delegation mit dem gewählten Bundesvorsitzenden  
Oliver Malchow.

Frank Lassen (r.), im Gespräch mit Karl-Her-
mann Rehr, war als Vorsitzender des 
Landeskontrollausschuss beim GdP-Bundes-
kongress.

Fotos (3): Thomas Gründemann

Sein 59. Geburtstag wird Uwe Weßler 
bestimmt in Erinnerung bleiben. Während 
des Kongresses erhielt er die Glückwünsche 
des Bundesvorsitzenden Oliver Malchow.

Berlin/tgr – Beim 25. Bundeskon-
gress der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) in Berlin haben die Delegier-
ten bei der Wahl des Bundesvorsit-
zenden eine gute Entscheidung ge-
troffen. So wurde Oliver Malchow, 
nachdem er seit eineinhalb Jahren 
als Nachfolger von Bernhard Witt-
haut, der zum Polizeipräsidenten 
von Osnabrück berufen worden war, 
den Vorsitz kommissarisch innehat-
te, nun auch vom höchsten Gremi-
um der GdP an der Spitze der mit 
rund 174 000 Mitgliedern weltweit 
stärksten Berufsvertretung der Poli-
zei bestätigt.

Damit hat der angesehene 51-Jäh-
rige definitiv GdP-Geschichte ge-
schrieben, denn mit ihm wurde erst-
mals ein Schleswig-Holsteiner für 
vier Jahre zum Bundesvorsitzenden 
gewählt.

Mit Oliver Malchow wurden wei-
tere acht Vorstandsmitglieder ge-
wählt (siehe Berichterstattung im 
Bundesteil dieser Ausgabe). Zu den 
ersten Gratulanten Oliver Malchows 
gehörten die schleswig-holsteini-
schen Delegierten mit dem Landes-
vorsitzenden Manfred Börner und 
Landesgeschäftsführer Karl-Her-
mann Rehr (s. Fotos rechts). „Wir 
sind stolz, dass die Delegierten aus 
allen Teilen Deutschlands Oliver 
das Vertrauen ausgesprochen ha-
ben. Mit ihm wurde eine der heraus-
ragenden Persönlichkeiten der Lan-
despolizei zum GdP-Bundesvorsit- 
zenden gewählt“, so Börner und 
Rehr.

Und Oliver Malchow weiß um die 
Herausforderung, die auf ihn zu-
komme. „GdP-Bundesvorsitzender 
zu sein ist eine ehrenvolle und sehr 
reizvolle Aufgabe. Die GdP genießt 
überall hohes Ansehen“, so Mal-
chow in einem Pressegespräch.

Weitere Eindrücke vom Bundes-
kongress folgen in der nächsten 
Ausgabe des DP-Landesjournals.

Oliver Malchow 
als GdP-Bundesvorsitzender bestätigt

Im Namen des Landesvorstandes, der
Geschäftsstelle und der Redaktion wünschen

wir allen Mitgliedern, ihren Familienangehörigen
sowie Freunden und Geschäftspartnern der GdP

eine ruhige Adventszeit, schöne Weihnachten
und einen besinnlichen Jahresabschluss!

Manfred Börner	 Karl-Hermann Rehr	 Thomas Gründemann
	Landesvorsitzender	 Landesgeschäftsführer	 Redakteur
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PK‘in aus Bremen sucht ab sofort adäquate/n
Tauschpartner/-in, um zur Landespolizei Schleswig-
Holstein zu wechseln. Gerne auch Ringtausch! Ver-
setzungsgesuch ist gestellt. Ich möchte zurück in die
Heimat, dort warten mein Mann und meine Familie
auf mich! Kontakt über: J.Jungfleisch@gmx.net
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Leipzig/Kiel – Die Pressemitteilung 
des Bundesverwaltungsgerichtes zu 
einer Verhandlung in Sachen Alters-
diskriminierung ließ sich für die in 
Schleswig-Holstein anhängigen Fälle 
schwer deuten. Die Begründung zu 
den in Leipzig verhandelten Klagen 
liegt zum Zeitpunkt des Redaktions-
schlusses noch nicht vor. Trotzdem 
verlangen Mitglieder Aufklärung über 
den Sachstand nach dieser als maß-
geblich eingestuften Leipziger Ent-
scheidung. GdP-Vertragsanwalt Jan 
Güldenzoph, der die Klagen begleitet, 
war in Leipzig vor Ort und verfolgte 
die Verhandlung. Mit ihm führten wir 
das folgende Interview.

Am 30. Oktober 2014 hatte das Bun-
desverwaltungsgericht (BVerwG) die 

Sollten Urteilsgründe abwarten

tauschgesuch

ausfüllende 
R e c h t s p re -
chung des Eu-
ropäischen 
Gerichtshofes 
(EuGH) zur 
Verhandlung. 
Du warst in 
Leipzig vor 
Ort. Nachdem 
der EuGH be-
reits die Al-
tersdiskrimi-
nierung erkannt hat, wurde nun was 
genau in Leipzig für wen verhandelt? 

Die mündliche Verhandlung vor 
dem BVerwG am Donnerstag, 30. Ok-
tober 2014, betraf Fälle verschiedener 
Kläger aus Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und einiger Bundesbeamter sowie Sol-
daten.

Den dort verhandelten Fällen lag je-
weils ein etwas anderer Sachverhalt 
zugrunde, als unseren Klagen vor dem 
Verwaltungsgericht Schleswig. Die be-
klagten Länder und der Bund hatten 
allesamt bereits vor der Hennings/Mai-
Entscheidung des EuGH aus dem Sep-
tember 2011 die Besoldung auf Erfah-
rungsstufen umgestellt, sodass nach 
Meinung des EuGH ein qualifizierter 
Verstoß gegen die Altersdiskriminie-
rungsrichtlinie nicht vorliegen würde 
und somit ein unionsrechtlicher Staats-
haftungsanspruch ausscheidet. 

Dies ist bei den Verfahren gegen das 
Land Schleswig-Holstein anders, da 
hier erst zum 1. März 2012 die Besol-
dung von Besoldungsdienstalter auf 
Erfahrungsstufen umgestellt wurde.

In Schleswig-Holstein haben wir al-
lein mit GdP-Rechtsschutz fast 600 
Klagen beim Verwaltungsgericht in 
Schleswig anhängig. Dazu kommen 
etliche Widerspruchsverfahren, die 
noch nicht klagereif sind. Was können 
wir den Klägern und Widerspruchs-
führern nach der Leipziger Entschei-
dung raten oder mitteilen? 

Momentan rate ich dazu, zunächst 
die schriftlichen Urteilsgründe des 
BVerwG zu den dort verhandelten Fra-
gen abzuwarten. Diese werde ich so-
dann sorgfältig auswerten. Es ist durch-
aus denkbar, dass das BVerwG zu 
einigen Fragen, die in den Verfahren 
hier im Land zentral sind, nichts weiter 
ausführt, weil sie in den dort verhan-
delten Fällen nicht entscheidungser-
heblich waren. In erster Linie wird sich 
Leipzig dazu äußern müssen, wann die 

jeweiligen Kläger in den verschiede-
nen Konstellationen die Ausschlussfrist 
des § 15 Abs. 4 AGG (Allgemeines 
Gleichbehandlungsgesetz) hätten 
wahren müssen, um ggf. Ansprüche 
aus § 15 AGG auf Entschädigung zu si-
chern. Ob diese Frage auch bei den 
Verfahren gegen das Land Schleswig-
Holstein eine Rolle spielt, lässt sich 
ohne Kenntnis der Entscheidungsbe-
gründung nicht beantworten.

Das neue Landesbesoldungsgesetz 
Schleswig-Holstein ist am 1. März 
2012 in Kraft getreten. Bundesweit ge-
sehen war das recht spät. Zuvor wur-
den die Beamtinnen und Beamten 
nach „Dienstaltersstufen“ bezahlt. Wie 
ist deine Einschätzung nach der EuGH-
Rechtsprechung und nun auch dem 
Bundesverwaltungsgericht: Wird eine 
Entschädigung durch den Dienstherrn 
gezahlt werden müssen? 

Schon die 2011 vor dem EuGH ver-
handelte Klage in Sachen Hennigs/Mai 
aus September 2011 zeigt, dass ein 
Dienstherr nicht einfach weiter nach 
den alten Maßstäben besolden darf. 
Der EuGH hat in dem erwähnten Fall 
einen qualifizierten Verstoß gesehen. 
Schleswig-Holstein hat mit dem In-
krafttreten zum 1. März 2012 in der Tat 
auch einen sehr späten Zeitpunkt er-
wischt. Ein unionsrechtlicher Staats-
haftungsanspruch setzt eben einen sol-
chen qualifizierten Verstoß voraus. Es 
kann durchaus sein, dass das Land 
Schleswig-Holstein aus diesem Ge-
sichtspunkt den Klägern weiteres Geld 
nachzahlen muss. 

Indes sei noch einmal betont, dass 
Leipzig dies nicht zu entscheiden hatte. 
Das hiesige Finanzverwaltungsamt 
wird sich insofern anhand der zu er-
wartenden schriftlichen Urteilsgründe 
aus Leipzig zu den geltend gemachten 
Ansprüchen äußern müssen. Ein weite-
res schlichtes Ablehnen der Ansprüche 
wird man in Anbetracht der Tatsache, 
dass nunmehr zumindest feststeht, dass 
die Besoldung nach Dienstaltersstufen 
rechtswidrig war, nicht ernsthaft auf-
rechterhalten können.
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Innere Sicherheit

Kiel/tgr – Während die rot-grün-
blaue Landesregierung das Thema In-
nere Sicherheit bislang stiefmütterlich 
behandelt hat, ist die Landes-CDU of-
fenbar entschlossen, diese Schwach-
stelle von Ministerpräsident Torsten 
Albig und Co. zu nutzen. So unterstütz-
ten die Christdemokraten auf dem Lan-
desparteitag Mitte November einmütig 
ein vom CDU-Landesfachausschuss 
Innen und Recht vorbereitetes Strate-
giepapier zur Innenpolitik.  Formulier-
tes Ziel des 15-Punkte-Programms ist 
es, die Sicherheit in Schleswig-Holstein 
nachhaltig zu verbessern. „Wir brau-
chen neue Strukturen in der Innenpoli-
tik und müssen dafür neue Wege ge-
hen“, sagt Sylvio Arnoldi, Vorsitzender 
des Fachausschusses. Und Arnoldi 
weiß, wovon er spricht. Der 51-Jährige, 
der seit eineinhalb Jahren an der Spitze 
des CDU-Ausschusses steht, kann auf 
eine jahrzehntelange Dienstzeit bei der 
Landespolizei zurückblicken, war viele 
Jahre Vorsitzender des Hauptpersonal-
rates und zweieinhalb Jahre Persönli-
cher Referent des ehemaligen Innen-
ministers Klaus Schlie. „Alltagskrimi-
nalität dürfe nicht länger bagatellisiert, 
die Polizei müsse bürgernäher und bes-
ser ausgestattet werden. Bei unpopulä-
ren Themen wie Videoüberwachung 
und Speicherfristen für Internetdaten 
strebt die Union einen Kurswechsel an. 
Wohl wissend, dass dies ein schmaler 
Grat sei und viel Aufklärungsarbeit be-
deute, votierten die schleswig-holstei-
nischen Christdemokraten für eine 
Speicherung von Internetdaten. „Wir 
leben in Zeiten, in denen die Menschen 
vor Kriminellen im Internet genauso 
viel Angst haben wie vor Überwachung 
durch staatliche Instanzen“, meint Syl-
vio Arnoldi. Hier müsse für  Transpa-
renz gesorgt werden. Wenn es die Ge-
sellschaft ablehne, dass Verbindungs-
daten über bestimmte Zeiträume 
gespeichert würden, müsse auch klar 
herausgestellt werden, dass bestimmte 
Delikte wie Internetbetrug folglich 
kaum noch zu verfolgen seien. Sicher-
heit sei eine der elementaren Aufgaben 
des Staates, unabhängig vom Schul-
denstand. „Auf diese Priorität müssen 
wir uns besinnen“, forderte der LFA-
Vorsitzende. Priorität habe für die CDU 
die Stärkung der Polizei. „Die Zentrali-
sierung und die systematische Schlie-
ßung von kleinen und zunehmend 

CDU mit Konzept für mehr Sicherheit 
Strategiepapier mit 15-Punkte-Programm/von Thomas Gründemann 

mittleren Stationen lehnen wir mit aller 
Entschiedenheit ab“, konstatierte Ar-
noldi. Eine „Anrufpolizei“ sei nicht zu 
akzeptieren. Alleine seit 2012 habe die 
rot-grün-blaue Landesregierung 42 
Dienststellen geschlossen. „Der nun 
geplante Abbau von 122 Stellen würde 
diese Entwicklung sogar noch verstär-
ken“, so die Bedenken des CDU-Politi-
kers. Dabei ruft Arnoldi in Erinnerung, 
dass Schleswig-Holstein derzeit bun-
desweit eine der schlechtesten Polizei-
dichten aufweise. Dem wolle die CDU 
entgegenwirken, dagegen die Präsenz 
vielmehr erhöhen. Unter anderem soll-
ten dazu mit Kreisen, Städten und Ge-
meinden neue Sicherheitsbündnisse 
entwickelt werden. „Zudem streben 
wir zukünftig eine gemeinsame Unter-
bringung von kommunalen Behörden 
und der Polizei an“, so der Innenpoliti-
ker. Durch den Auf- und Ausbau eines 
Frühwarnsystems soll bei Kindern und 
Jugendlichen ein Abgleiten in Krimi-
nalität und Extremismus verhindert 
werden. In seinem Positionspapier un-
terstreicht der Unionsausschuss sein 
Votum für eine Videoüberwachung öf-
fentlicher Plätze. „Die Menschen brau-
chen ein klares und ehrliches Bild, wel-
che Brennpunkte es bei ihnen vor Ort 
gibt“, begründet Arnoldi die Absicht, 
regelmäßig öffentliche Veranstaltun-
gen zu regionalen Sicherheitsthemen 
zu geben. 

Wichtig sei es vor allem auch, Fälle 
von Alltagskriminalität ebenso profes-
sionell und entschlossen zu verfolgen 
wie Fälle schwerer Kriminalität. Die In-
teressen der Opfer von Gewalt dürften 
nicht vergessen werden. Sie hätten ei-
nen Anspruch auf Schutz vor extremen 
Gewalttätern. „Es darf sich keine Ge-
sellschaft entwickeln, in der sich eine 
zunehmende Angst ausbreitet, zu jeder 
Zeit und an jedem Ort von jungen Ge-
walttätern angegriffen werden zu kön-
nen“, sagt Arnoldi. Opfer von Strafta-
ten sollten nach dem Willen des 
CDU-Fachausschusses intensiver be-
treut werden. Und auch dem erhöhten 
Schutz der Polizisten im Funkstreifen- 
und Einsatzdienst widmet sich das 
Strategiepapier, in dem sich die CDU 
für den Einsatz sogenannter BodyCams 
ausspricht. 

Umfassend widmet sich das Grund-
satzpapier der Bekämpfung der Ju-
gendkriminalität. „Wir müssen mit ver-

einten Kräften durch ein Frühwarn- 
system – orientiert an den jeweiligen 
Entwicklungsstufen der Kinder und Ju-
gendlichen – das Abgleiten von jungen 
Menschen in Kriminalität oder Extre-
mismus verhindern“, so der Polizeibe-
amte und CDU-Politiker. Obwohl die 
Zahlen im Bereich der Jugendkrimina-
lität rückläufig seien, gebe es bei ge-
nauer Betrachtung der Statistiken kei-
nen Grund zur Freude. Das Gegenteil 
sei der Fall. „Seit Jahren werden bis zu 
zwei Drittel aller Raub- und Gewaltta-
ten von Verdächtigen unter 21 Jahren 
begangen“, gibt der Innenexperte zu 
bedenken. Es sei vielmehr eine ge-
samtgesellschaftliche Herausforderung, 
dieser Entwicklung „entschlossen“ 
entgegenzutreten. Gefordert seien ne-
ben Polizei und Justiz auch Schulen 
und Jugendhilfe, Hilfe- und Helferor-
ganisationen.  Und Arnoldi hebt her-
vor: „Wichtig ist es, Modelle für diese 
jungen Menschen ohne Werteordnung 
zu entwickeln. Damit auch sie die 
Chancen bekommen, die sie verdie-
nen“. Experten stellten bei der Entste-
hung krimineller Lebensläufe junger 
Intensivtäter oft eine „Anhäufung von 
Risikofaktoren“ wie schlechtem Ein-
fluss durch Freunde, Krisen, häuslicher 
Gewalt oder mangelndem Selbstwert-
gefühl fest. „Hier muss angesetzt wer-
den. Und in letzter Konsequenz ist auch 
auf eine Unterbringung in sozialthera-
peutischen Einrichtungen zu überle-
gen. Notfalls auch gegen den Willen 
von Betroffenen. „Hier geht es keines-
falls um Wegschließen, sondern um ge-
zielte Hilfestellung“, betont er.

„Wir wollen nicht nur dann über in-
nere Sicherheit diskutieren, wenn es 
akute Fälle gibt, sondern wollen einen 
umfassenden und sachlichen Dialog 
führen“, sagt Sylvio Arnoldi, Vorsitzen-
der des Landesfachausschusses Innen 
und Recht der Nord-CDU.

Nachdem die Delegierten des Lan-
desparteitages das Papier des Aus-
schusses einstimmig gebilligt haben, 
steht jetzt die Diskussion der 15 Pro-
grammpunkte in den Ortsverbänden, 
mit Bürgern und Interessenvertretern 
und ein Sicherheitsdialog mit der GdP 
an. Reflexartig reagierten die Regie-
rungsfraktionen mit Pauschalkritik auf 
das Strategiepapier der CDU, um es 
dann anschließend sofort im Innenmi-
nisterium prüfen zu lassen.
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Frauengruppe

Imke Kalus (l.) und Andreas Kropius diskutierten mit Simone Lange.

Kiel/ik – Zu einem Gespräch mit 
der SPD-Landtagsabgeordneten Si-
mone Lange kamen die Landesfrauen-
gruppenvorsitzende Imke Kalus und 
der Stellvertretende Landesvorsitzen-
de Andreas Kropius  im Landeshaus 
zusammen. Simone Lange ist seit der 
letzten Landtagswahl Abgeordnete 
für die SPD-Fraktion, war zuvor Kripo-
beamtin in Flensburg und ist langjäh-
riges GdP-Mitglied. Natürlich wurde 
über die aktuellen Themen der Lan-
despolizei wie Stellenabbau, Belas-
tung, Erschwerniszulage und Struk-
turkonzept gesprochen. Des Weiteren 
ging es im Speziellen um Frauen- und  
Gleichstellungsangelegenheiten. Ein-
stieg war die Beschlusslage der GdP 
zum Mitbestimmungsgesetz und zur 
Wahlordnung, die die bestehende ge-
schlechterbezogene Listenaufstellung 
verändern will. Schon mit Einführung 
des neuen schleswig-holsteinischen 
Mitbestimmungsgesetzes im Jahr 
1991 hatte der damalige Landesbe-
zirksvorsitzende Ingo Wiedemann die 
bestehende Regelung mit folgenden 

GdP im Gespräch mit Simone Lange (SPD)
Worten „Die Landesregierung hat 
zwar ein hervorragendes Mitbestim-
mungsgesetz vorgelegt, die Wahlord-
nung lässt aber stark zu wünschen 
übrig. Hier muss nachgearbeitet wer-
den“ kritisiert. Die GdP-Vertreter 
sprachen sich auch für ein Wahlrecht 
während der Elternzeit aus. Themati-
siert wurde die derzeitige Bestel-
lungspraxis nach dem Gleichstel-
lungsgesetz, einige Bundesländer 
sind zu einem demokratischen Wahl-
verfahren übergegangen. Weitere 

Themen waren Beförderungen in der 
Elternzeit, Besetzung von Gremien 
gemäß § 15 Gleichstellungsgesetz SH 
und Stellenbesetzungsverfahren im 
Blickfeld eines Rechtsgutachtens von 
Professor Dr. Papier (kann auf der 
GdP-Geschäftsstelle abgerufen wer-
den). Im Ergebnis wurde vereinbart, 
diese Thematiken zu vertiefen. Darü-
ber hinaus wird die Frauengruppe 
das Gespräch auch mit den frauenpo-
litischen Sprecher/-innen der ande-
ren Fraktionen suchen.

Neumünster – Die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) schlägt Alarm: Die 
Erweiterung der Zentralen Gemein-
schaftsunterkunft für Asylbewerber 
am Haart werde Einschnitte in ande-
ren Bereichen der Polizeiarbeit nach 
sich ziehen, stellte Torsten Jäger, Vor-
sitzender der GdP-Regionalgruppe 
Schleswig-Holstein Mitte, in einem 
Brandbrief an die Fraktionen des 
schleswig-holsteinischen Landtages 
fest. „Eigentlich sind dort schon heute 
sieben Planstellen vorgesehen. Es sind 
aber nur fünf Beamte vor Ort. Und die 
besetzen keine Planstellen, sondern 
werden aus anderen Bereichen der 
Polizeidirektion abgezogen“, erklärt 
der GdP-Regionalvorsitzende. Eine 
Verschärfung der Situation sei durch 
die Einrichtung einer neuen Außen-
stelle in Boostedt eingetreten. Dort sei-
en vier Beamte zwar eingeplant, aber 
wo sie herkämen, sei indes noch un-
klar. „In Neumünster wird – wie in an-
deren Dienststellen der Landespolizei 

Aus den Regionalgruppen

„Polizei fehlen Stellen für Flüchtlinge“ 
GdP-Brandbrief an Abgeordnete sorgt für Wirbel

auch – nur noch der Mangel verwal-
tet“, moniert Jäger. Die Nacht- und 
Überstunden bei den rund 680 Beam-
ten und Angestellten der Schutz- und 
Kriminalpolizei sowie in der Verwal-
tung an der Alemannenstraße seien 
dramatisch hoch. Aber damit nicht ge-
nug: In seinem Brief weist Torsten Jä-
ger zudem darauf hin, dass auch bei 
der geplanten zusätzlichen Autobahn-
streife auf der A7 während des sechs-
spurigen Ausbaus personelle Proble-
me entstünden. „Erfahrungen aus 
anderen Bundesländern lassen ein er-
höhtes Unfallrisiko und mehr Staus er-
warten. Eine zusätzliche Streife ist 
nachvollziehbar“, unterstreicht der 
Gewerkschafter. „Allerdings sind für 
einen Einsatz rund um die Uhr zwölf 
Beamte nötig; Personal, das es nicht 
gibt“, beklagt Torsten Jäger. Für Ärger 
und Wut sorge zudem eine geplante 
Urlaubssperre in den Osterferien kom-
menden Jahres. Begründet werde sie 
mit dem Einsatz beim Treffen der Au-

ßenminister der sieben wichtigsten 
Wirtschaftsnationen (G 7) in Lübeck. 
Jäger übt sich in Sarkasmus: „Mit ei-
ner ganzjährigen Urlaubssperre könn-
ten wir viele Personalsorgen lösen!“ 
Und auch der Leiter der Polizeidirekti-
on Neumünster, Bernd Lohse, weiß um 
die Schwierigkeiten. „Die Verhand-
lungen mit dem Landespolizeiamt 
über mehr Personal für die Gemein-
schaftsunterkunft laufen“, sagt er dem 
Holsteiner Courier. Genauso hoffe er 
auch für die A7-Streife auf zusätzliche 
Kräfte. Andernfalls müssten die Schwer-
punkte bei der Arbeit vor Ort anders ge-
setzt werden. Und dies, ohne dass die 
Polizei ihre Kernaufgaben vernachlässi-
ge, so der Leitende Polizeidirektor. Die 
GdP fordert in ihrem Brief an die Parla-
mentarier, sich gegen einen beabsich-
tigten Personalabbau in der Landes-
polizei starkzumachen. „Das ist ein 
politischer Fehler, den nicht nur die Po-
lizisten, sondern auch alle Bürger teuer 
ausbaden“, so Torsten Jäger wörtlich.
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 Seniorenseminar

Auch körperlich betätigten sich die Teilnehmer des Seniorenseminars.

Bad Malente – Vom 29. September 
bis 1. Oktober 2014 fand das diesjäh-
rige GdP-Seniorenseminar abermals 
in der Gustav-Heinemann-Bildungs-
stätte in Bad Malente statt. Wie im-
mer gab es ein breit gefächertes The-
menangebot. Der Landesseniorenvor-
sitzende Frank Poster begrüßte fast 
40 Teilnehmer zu dem eigentlich ein-
zigen Bildungsangebot für Senioren 
der GdP in Schleswig-Holstein. Daher 
war der von den Teilnehmer/-innen 
geäußerte Wunsch zu weiteren Bil-
dungsangeboten zu verständlich. Wie 
heißt es so schön auch in den Gewerk-
schaften? „Lebenslanges Lernen …“ 
Dass Bildungsangebote ein wichtiges 
Element der Mitgliederbetreuung 
sind, ja auch zur Mitgliederbindung 
gehören, versteht sich von selbst. Der 
GdP-Landesvorsitzende Manfred 
Börner begrüßte am ersten Seminar-
tag seine Senioren und plauderte ein 
wenig aus dem Nähkästchen. Für ihn 
war die Teilnahme wirklich keine 
Pflichtveranstaltung. Er nahm sich 
viel Zeit und wich keiner Frage aus.

Manfred Börner berichtete über 
landes- und bundesweite GdP-The-
men, beschrieb die angespannte Per-
sonalsituation in der Landespolizei, 
berichtete aber auch über die be-
sorgniserregende Gewaltbereitschaft 
gegenüber Polizistinnen und Polizis-
ten.

Für die kommende Besoldungs- 
und Versorgungsanpassung (Tarif-
runde 2015/2016) mahnte Frank Pos-
ter ernsthaft an, dass Senioren nicht 
wieder die „Verlierer“ sein dürften. 
Solidarität muss in einer Gewerk-
schaft nur so verstanden werden, 
dass alle für alle da sind und notfalls 
auch kämpfen. Frank Poster berich-
tete aus der Gewerkschaftsarbeit auf 
Bundes- und Landesebene der GdP 
und des DGB, z. B. über die Zusam-
mensetzung des neuen Bundessenio-
renvorstandes und den Initiativen aus 
der letzten Bundesseniorenkonferenz 
im März 2014 in Potsdam. Der Tages-
ordnungspunkt „Im Dschungel des Ge-
sundheitswesens“ machte neugierig 
zum Thema Patientenrechte. Der Pati-
entenombudsmann Andreas Eilers, ei-
ner von vieren im Lande, berichtete 
beeindruckend über diese Problema-
tik. Im nächsten Seniorenbrief gibt es 

Gesundheitswesen und Pflege standen 
im Mittelpunkt

Einzelheiten. Wer jetzt schon interes-
siert ist, schaut auf diese Internetseite    
www.patienten-ombudsmann.de.

„Gewalt in der Pflege“ haben wir 
ein weiteres Thema genannt. Herr 
Martin Hamburg von der AWO 
Schleswig-Holstein beleuchtete diese 
Materie von vielen Seiten. Interessant, 
aber auch traurig, waren Erkenntnis-
se im Umgang mit Demenzkranken. 
Auch darüber gibt es weitere Infor-
mationen im nächsten Seniorenbrief. 
Oberstleutnant a. D. Dieter Windeler 
entführte uns mit einem kurzweiligen 
Lichtbildervortrag in die Ferne. „No-
tizen aus einer fremden Welt“ hatte er 
sein Thema beschrieben und berich-
tete von seinem Projekt der Minen-
räumung im Jemen. Ein fesselndes 
Thema.

Zu den umfassenden Seminarin-
halten gehört grundsätzlich ein exter-
ner, landeskundlicher Seminarteil: 
Am Nachmittag des zweiten Tages 
stand bisher ein Bus der PD AFB für 
den Transfer zur Verfügung. Den Kol-
leginnen und Kollegen der PD AFB, 
an der Spitze der Behördenleitung 
waren wir immer dankbar für den un-
bürokratischen Bustransfer „ihrer 
Ehemaligen“. Das ist leider aus recht-
lichen Gründen nicht (mehr) möglich. 
Damit geht sicher eine weitere Bin-
dung der Senioren zu „ihrer Polizei“ 
verloren. Ein herrlicher Tag klang 
dann dennoch nach privat organisier-
ten Fahrten, z. B. ins „Sealife“ Tim-
mendorfer Strand, als Grillabend har-
monisch aus. Dazu war der gut 
bekannte Werner Japp mit „Pütt un 

Pann“ aus der Eutiner Polizeikantine 
angereist.

Der Geschäftsführer des Sozial-
werks der GdP, Michael Rohde, war  
i. V. für unseren Kalle Rehr zu Gast. 
Er stellte die Leistungen des Sozial-
werks vor. Insbesondere beschrieben 
Michael Rhode und Frank Poster die 
zehntägige Seniorenreise 2015 nach 
Griechenland. Vom 13. bis 22. Mai 
2015 heißt es „Von der Akropolis bis 
zum Olymp ...“ Zum siebten Mal un-
ternehmen GdP-Senioren aus Nie-
dersachsen und Schleswig-Holstein 
eine Erlebnisreise.

Vor 100 Jahren brach der 1. Welt-
krieg aus. Dr. Hauke Petersen, Leiter 
der Gustav-Heinemann-Bildungsstät-
te, blickte mit uns zurück, interpre-
tierte Gedenkstätten und ließ vor dem 
Hintergrund der Dolchstoßlegende 
den Gedanken freien Lauf.

Schon traditionsgemäß gab der Se-
minarteilnehmer Dieter Grill aus der 
Regionalgruppe Steinburg-Dithmar-
schen Gesundheits- und Fitnesstipps 
für den Alltag. Er sorgte für Entspan-
nung und stellte täglich eine leichte, 
daher effiziente, gymnastische Übung 
vor. Die „Wadenpumpe“ ist immer 
noch nicht vergessen. Auch in diesem 
Jahr haben die Referenten mitge-
macht.

An dieser Stelle kann durchweg 
wieder ein dickes Lob an die vielen 
fleißigen Hände und an die Verwal-
tung der Gustav-Heinemann-Bil-
dungsstätte gerichtet werden. Danke 
sehr!!!

Frank Poster
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Personalratswahlen 2015

Holger Hasche �Foto: Gründemann

AFB und Lübeck-Ostholstein
Senioren-Adventskaffee am Montag, 

1. Dezember 2014, 15 Uhr, PD AFB, Po-
lizeikasino, Hubertushöhe. Persönliche 
Einladung folgt noch. 

Kiel-Plön
Skat- und Knobelabend  am Don-

nerstag, 11. Dezember 2014, 18 Uhr, 
Restaurant AM POSTHORN, Eckern-
förder Straße 217, 24119 Kiel, Telefon 04 
31/54 23 52. Es besteht die Möglichkeit, 
ab 18 Uhr im Restaurant Abendessen 
einzunehmen. Die Spiele starten gegen 
19 Uhr. Einsatz für GdP-Mitglieder 5 
Euro, Nichtmitglieder 7 Euro. Meldun-
gen bitte an den Kollegen Michael Tiet-
gen, PBR Kiel, Tel. 1 60/15 03, E-Mail:  
Michael.Tietgen@polizei.landsh.de 
oder Michael (Ede) Strauß, 1. PR Kiel, 
Tel. 1 60/11 28, E-Mail: Michael.
Strauss@polizei.landsh.de

 Seniorenkaffee am Montag, 1. De-
zember 2014 15 Uhr, in der Gaststätte 
Schützenhaus, Kopperpahler Teich 9, 
24118 Kiel. 

 Lübeck-Ostholstein
Senioren-Adventskaffee am Don-

nerstag, 4. Dezember 2014, 15 Uhr, in 
der Handwerkskammer Lübeck, Breite 

Straße 10/12, Großer Remter. Anmel-
dungen bitte an Jörn Löwenstrom, Tel. 
04 51/1 31 20 70, oder an Günter Bade, 
Tel. 04 51/4 81 22 63. 

Nordfriesland
Adventskaffee für Seniorinnen und 

Senioren am Mittwoch, 10. Dezember 
2014, 14.30 Uhr, in der Gaststätte CARS-
TENS, Hauptstraße 28, Horstedt, Tel. 0 
48 46/15 51. Frank Poster wird über die 
Landesseniorenarbeit im GLV informie-
ren sowie Stefan Lukas über Aktuelles 
in der Regionalgruppe berichten. Klön-
schnack soll nicht zu kurz kommen. 
Nach Kaffee und Kuchen mit vorweih-
nachtlicher Überraschung wird zum be-
gehrten Verspielen (Lotto) übergegan-
gen. Partner/-innen sind herzlich 
willkommen. Anmeldungen bitte an 
Horst Wendorff, Tel. 0 48 41/7 51 44 oder 
01 5/74 17 49 22, E-Mail:  Horst.Wen 
dorff@gmail.com, oder Stefan Lukas, 
Tel. 0 48 81/9 38 82 75, E-Mail: Stefan.
Lukas@polizei.landsh.de

Schleswig-Holstein Mitte 
Bereich Neumünster 
– Seniorengruppe – 
 Advents-Kaffee am Mittwoch, 3. De-

zember 2014, 14.30 Uhr, im Restaurant 
Friesenstube, (im Haus Hog’n Dor), 

auf diesen Slogan hat sich die AG 
Personalratswahlen auf ihrer 3. Sitzung 
Anfang November festgelegt. Somit 
sprachen sie sich für den Slogan 
aus,  der bereits für die aus GdP-Sicht 
erfolgreichen Wahlen zu den örtlichen 
Personalvertretungen der PD Flens-
burg und Neumünster galt. Authentizi-
tät, Kontinuität und Verlässlichkeit 
zeichnen aus Sicht der AG auch die Ar-
beit der GdP-Personalvertreter aus. 

Die AG bedankt sich für die Rück-
meldung aus der Mitgliedschaft und 
konnte Holger „Holli“ Hasche als 
glücklichen Gewinner eines Wochen-
endaufenthaltes  für zwei Personen im 
Berliner ABACUS Tierpark Hotel aus-
machen. Die Frauengruppe,   die sich 
im Rahmen einer Sitzung als Gruppe 
mit Vorschlägen beteiligt hatte, 
erhält je Teilnehmerin einen 10- 
Euro-Gutschein für den OSG-Werbe-

„Wer, wenn nicht wir?“ …

mittelkatalog. Wie geht es weiter?  Die 
Behörden und Ämter der Landespoli-
zei, die Anstalten der Justiz und die 

GMSH werden zeitnah Wahlvorstände 
bestellen. Wir als GdP werden in Ko-
operation mit Horst Winter den Wahl-
vorständen Schulungen anbieten, da-
mit die Kolleginnen und Kollegen 
rechtssicher ihre Arbeit aufnehmen 
können. Der Landesvorstand wird auf 
einer Sondersitzung am 20. Januar 
2015 die Kandidatenliste für die Wahl 
zum Hauptpersonalrat der Polizei fest-
legen. Die Regionalgruppen werden in 
ihren Bereichen Kandidatinnen und 
Kandidaten ausmachen. Bei Bedarf 
werden wir auch für an Personalratsar-
beit interessierte, aber vielleicht noch 
unsichere Kolleginnen und Kollegen 
ein Seminar auflegen, das erreichen 
soll, die vorhandene Unsicherheit zu 
nehmen.

„Wer, wenn nicht wir!“ 
Andreas Kropius,

AG Personalratswahlen

Regionalgruppentermine

Einladung!
Klaus-Groth-Straße 37, Neumünster. 
Anmeldungen bitte unbedingt bis 1. 
Dezember 2014 bei Lisa Grützmann, 
Tel.: 0 43 21/2 25 16.

Traditionelle Advendsfeier,  insbe-
sondere für Seniorinnen und Senioren 
und Hinterbliebene am Donnerstag, 
4. Dezember 2014, im Schützenheim 
am Kanal, Itzehoer Chaussee 2, Wester-
rönfeld. Anmeldungen bitte an Peter 
Petersen, Tel. 0 43 51/4 44 09, oder Tors-
ten Jäger, Tel. 04 31/9 88 30 38. 

Adventskaffee der Tarifbeschäftigten 
am Dienstag, 9. Dezember 2014, 15 Uhr, 
Alte Kantine der Polizeidirektion Neu-
münster, Alemannenstraße 14–18, 
24539 Neumünster. Die Rentner tun es, 
die Junge Gruppe tut es, warum also 
nicht auch wir … Lasst uns in der Weih-
nachtszeit gemütlich zusammensitzen 
und nette Gespräche führen. Außerdem 
stehen die Tarifverhandlungen 2015 an. 
Die ersten Gespräche haben bis dahin 
stattgefunden. Von einer Infoveranstal-
tung der VBL werde ich berichten kön-
nen, und die Hauptpersonalratswahlen 
stehen im nächsten Jahr an. Ich freue 
mich auf euch.� Martina Vogt
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Anmerkungen von GdP-Geschäftsführer Karl-Hermann Rehr

14. Oktober
Im Posteingang befindet sich heu-

te ein Schreiben einer Kollegin. In 
einem sehr persönlich gehaltenen 
Stil beschreibt die Polizeibeamtin 
die Situation, die sie als pflegende 
Angehörige und ihrem beruflichen 
Alltag erlebt. In einer besonderen 
Falldarstellung hatte sie Sonderur-
laub für drei Werktage beantragt. 
§ 13 Abs. 3 der Sonderurlaubsver-
ordnung gibt hier Vorgesetzten die 
Möglichkeit, für diese Dauer aus 
wichtigen persönlichen Gründen 
diesen Urlaub zu gewähren. Der Ur-
laubsantrag wurde abgelehnt. Zum 
Schluss schreibt die Beamtin: „Im 
Umgang mit zu pflegenden Angehö-
rigen verhält es sich ähnlich wie bei 
der Betreuung bei Kindern: Fällt 
eine Person in der Kette aus, muss 
sofort umorganisiert werden.“ In ei-
ner Sitzung des Geschäftsführenden 
Landesvorstandes beraten wir die-
sen Fall. Fast zeitgleich liegt der Re-
ferentenentwurf von Vereinbarkeit 

Und was sonst noch so war ...
von Familie und Pflege der Bundes-
regierung vor. Würde er Geltung 
besitzen, wären viele Probleme der 
Antragstellerin erledigt. Unsere Be-
fürchtung ist jedoch, dass dieser 
Entwurf für Arbeitnehmer anwend-
bar sein wird, aber nicht oder nur 
mit größten Schwierigkeiten für Be-
amtinnen und Beamte. Mit unserem 
GdP-Mitglied vereinbaren wir einen 
anderen Weg, um auf diese Proble-
matik aufmerksam zu machen.

4. November
Hartmut Schmidt, Mitglied der 

Regionalgruppe Schleswig-Holstein 
Mitte, macht uns gegenüber auf ein 
Pro-blem aufmerksam. Mit dem 
Steueränderungsgesetz 2007 war 
u. a. die Altersgrenze für den Bezug 
von Kindergeld von 27 auf 25 Jahre 
herabgesetzt worden. Sollte das 
Bundesverfassungsgericht die Ab-
senkung der Altersgrenze für ver-
fassungswidrig erklären, hätte diese 
Entscheidung neben Auswirkungen 
auf Kindergeld auch Auswirkungen 
auf die Gewährung des Familienzu-
schlags, da der besoldungsrechtli-
che Familienzuschlag grundsätzlich 
vom Kindergeldbezug abhängig ist. 
Mit unserem Vertragsanwalt Jan 
Güldenzoph vereinbaren wir einen 
Vordruck, der die individuellen An-
sprüche gegenüber dem  Finanzver-
waltungs-amt im Falle einer positi-
ven Entscheidung sichern soll. 
Allerdings ist auch gegen den Steu-
erbescheid Einspruch einzulegen 
mit Hinweis auf das laufende Ver-
fahren. Alles Nähere auf www.gdp-
sh.de

5. November
In Büsum wird heute mit der 

„Helgoland“ das letzte Boot des vor 
neun Jahren angelaufenen Neubau-
programms zum WSP-Bootspark in 
den Dienst gestellt. Der Neubau 
entstand auf der Fassmer-Werft in 
Niedersachsen. Rund 7,4 Mio. € 
wurden durch das Land für die 
„Helgoland“ aufgewendet. Es ist für 
eine sechsköpfige Besatzung konzi-
piert und soll in Büsum seinen Hei-
mathafen haben. Mit 34 m Länge 
und einer Geschwindigkeit von 25 
Knoten ist die Zuständigkeit für das 
Seegebiet von der dänischen Gren-
ze über Helgoland bis zur Elbmün-
dung gegeben. 

11. November
Der Innenminister meldet sich 

heute mit einer Medieninformation 
zu Wort. Es geht um die Erschwernis-
zulage. Sie soll ab 2015 erhöht wer-
den. Seit 1995 war die Zulage, die für 
Nacht- und Wochenenddienste ge-
zahlt wird, nicht angehoben worden. 
Von jetzt 2,50 € soll sie ab Neujahr 
3,15 € betragen. Dr. Ekkehard Klug, 
Geschäftsführer der FDP-Landtags-
fraktion: „Es ist grundsätzlich zu be-
grüßen, dass das Innenministerium 
nach fast 20 Jahren die Notwendig-
keit erkannt hat, die Erschwerniszu-
lage für die Polizistinnen und Polizis-
ten in Schleswig-Holstein zu er- 
höhen. Dennoch ist festzuhalten, 
dass die jetzt in Aussicht gestellte Er-
höhung in Höhe von 1. Mio. E nur 
ein Tropfen auf dem heißen Stein 
sein kann. Wenn Innenminister Studt 
jetzt bei der Erschwerniszulage von 
einer‚ angemessenen Zusatzvergü-
tung’ spricht, dann klingt das ange-
sichts seiner weiteren Ausführungen 
wie Hohn. Denn er erklärt selbst, 
dass‚ die Beiträge für den Dienst zu 
ungünstigen Zeiten nicht mit den 
Besoldungserhöhungen gleicherma-
ßen gewachsen’ seien. Faktisch ha-
ben diese sich seit 1995 nicht erhöht. 
Vor diesem Hintergrund ist die ge-
plante Erhöhung schön, aber noch 
immer zu wenig.“

12. November
Die Lübecker Nachrichten ma-

chen heute mit einer Initiative der 
CDU-Landtagsfraktion auf. Es geht 
um einen Antrag der im Dienst zu 
Schaden gekommenen Polizeibeam-
ten. Für den Sachschaden ist eine 
Regelung vorgesehen, nicht aber da-
für, wenn sie zu körperlichem Scha-
den kommen, gerichtlicherseits ein 
Schmerzensgeld zugesprochen er-
halten, der Antragsgegner aber kein 
Geld hat. Kein Einzelfall in Schles-
wig-Holstein, wie wir recherchieren. 
Deshalb ist die Initiative gut und 
richtig. Wir unterstützen sie. Allein 
bei uns liegen mehr als 50 Schmer-
zensgeldansprüche von knapp 
40 000 €, die Polizisten mit GdP-
Rechtsschutz vor Gericht erstritten, 
aber nie erhalten haben. 2013 gab es 
in Schleswig-Holstein 1188 gewalt-
tätige Angriffe gegen 2234 Beamte. 
Das sind  durchschnittlich drei An-
griffe pro Tag.


